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15. OSTERREICH SECHS JAHRE Wachstum. Osterreichs Wirtschaftsentwicklung stellt
NACH KRISENBEGINN: SOZIALE sich im Vergleich zum EU-Durchschnitt fast tiber den
ENTWICKLUNGEN gesamten Zeitraum etwas glinstiger dar.

Als die Wirtschafts- und Finanzkrise Ende 2008 Europa  BIP-Veranderung gegeniiber dem Vorjahr in %,
erreichte, wurde auf Ebene der Européaischen Union real
im Dezember dieses Jahres beschlossen, regelmaRig

Berichte Uber die sozialen Auswirkungen der Krise zu —— Qsterreich
EU-28

erstellen. In diesem Zusammenhang wurden die
= Euroraum

EU-Mitgliedstaaten dazu aufgerufen, aktuelle Sozial- +5,0
daten zu Ubermitteln und auch nationale Monito- +4,0 \
ring-Instrumente zu entwickeln. 3,0
. . +1,0
Vor dem Hintergrund des Konjunkturschocks 2009 ~
0’0 \/
sollten geeignete Instrumente ein zeitnahes Abbild 1,0 \\\ II
sozialer Auswirkungen der Wirtschafts- und Finanz- 2,0 \\ l
krise ermdglichen. Diese Perspektive sollte die Aus- 3,0 v
sagekraft wirtschaftlicher Kennzahlen erweitern und 40

-5,0
langfristige gesellschaftliche Entwicklungen und
2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013

Konsequenzen der Krise darstellen. Das Ausmalf’ der ) )
Osterreich +3,7 +1,4 -3,8 +18 +28 +0,9 +0,3

EU-28 +3,2 +0,4 -45 +20 +16 -04 +0,1
Euroraum +2,9 +04 -44 +2,0 +1,6 -0,7 -0,4

wirtschaftlichen Erschitterung im Jahr 2009 wurde
als deutlicher Vorbote sozialer Verwerfungen erkannt,
wobei nicht zuletzt die Dauerhaftigkeit der konjunktu-
rellen Eintribung in Europa viele traditionelle Wohl-  Quelle: Eurostat
fahrtsstaaten vor erhebliche Herausforderungen
stellte. Neben einer expansiven Investitionstatigkeit der
offentlichen Hand in Form von zwei Konjunkturpake-
15.1 Ausgangspunkt: Anhaltend schwie- ten und einer (vorgezogenen) Steuerreform 2009 ent-
rige Wirtschaftslage in Europa falteten auch die automatischen Stabilisatoren des
Die Betrachtung des Bruttoinlandsproduktes bietet Osterreichischen Sozialstaats ihre kaufkraftstiitzen-
einen ersten Zugang uber den Verlauf der Wirtschafts- ~ den Wirkungen. In erster Linie sind hier die Leistungen
krise: In Osterreich kam es 2009 zu einem realen (preis-  der Arbeitslosenversicherung (Arbeitslosengeld, Not-
bereinigten) Riickgang des BIP um 3,8%. Die deutliche  standshilfe) zu nennen. Dariiber hinaus wurden aber
Erholung in den zwei darauffolgenden Jahren stellte auch Leistungen angepasst und erweitert, um auf die
sich hingegen als kurzfristig heraus und auch aktuelle  krisenbedingten Herausforderungen am Arbeitsmarkt
Prognosen' des IHS und des WIFO senkten zuletzt die in geeigneter Form zu reagieren.
Konjunkturaussichten fiir 2014 auf 0,8% reales BIP-

1 Prognosen des Instituts fiir Hohere Studien (IHS) u. des Wirtschaftsforschungsinstituts (WIFO) vom 18.9.2014
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Sozialdaten als Kennzahlen des Krisenverlaufs
Auf Initiative des Sozialministeriums kam es bereits im
Februar 2009 zur ersten Sitzung eines fachspezifischen
Beirates, der geeignete Kennzahlen fiir ein Monitoring
sozialer Auswirkungen der Wirtschafts- und Finanz-
krise diskutieren und festlegen sollte. Die Zusammen-
setzung dieses Fachbeirats sollte eine moglichst breite
inhaltliche Perspektive ermdglichen, daher wurden
Expertinnen aus den Bereichen Forschung, Statistik
und Sozialpartnerschaft (Arbeiter- und Wirtschafts-

kammer) sowie Vertreterlnnen der Bundeslander und
des Sozialministeriums eingeladen.

Auf Grundlage dieser Diskussionen und auch jener auf
EU-Ebene wurden zunachst vierteljahrliche Berichte
und halbjahrliche vertiefende Analysen vereinbart.
Folgende sieben Themenbereiche und Kennzahlen
(Indikatoren) wurden fiir ein geeignetes Monitoring
der krisenbedingten sozialen Auswirkungen ausge-
wahlt:

Bereiche Indikatoren
« Aufgeloste Beschaftigungsverhaltnisse
« Neueinstellungen

Arbeitsmarkt &

« Bestehende unselbststandige Beschaftigungsverhaltnisse
« Atypische (flexible) Beschaftigungsverhéltnisse

+ Bestand Arbeitslose
» Langzeitbeschaftigungslose
« Durchschnittliche Hohe des monatlichen ALV-Leistungsbezugs

Arbeitslosigkeit

Arbeitsmarktforderung
Insolvenzentgeltsicherung

Mindestsicherung

« Forderungen und Beihilfen des Arbeitsmarktservice
» Anzahl der Zuerkennungsbescheide
« Zuerkanntes Insolvenzentgelt aus dem Insolvenz-Entgelt-Fonds

« Entwicklung Leistungsbezieherinnen BMS (vor 2011: Sozialhilfe)

Zahlungsstérungen + Zahlungsstorungen bei Privatkrediten (Personen und Falle)
« Steuereinnahmen
« Durchschnittliche Beitragsgrundlage in der Sozialversicherung (SV)

+ Anzahl der Beitragszahlenden in der SV

Einnahmen des Staates

Als wichtige Voraussetzung fiir die Eignung als Monito-
ring-Kennzahl wurde festgelegt, dass die jeweiligen
Daten moglichst gegenwartsnah verfuigbar sind. Bei
vielen Erhebungen im Bereich der Sozialstatistik er-
folgt die Datenubermittlung zum Teil erst mit einer be-
trachtlichen Zeitverzégerung; gerade im Krisenjahr
2009 wurde der diesbeziigliche Handlungsbedarf
offensichtlich. Auch aus diesem Grund wurden die
EU-Mitgliedstaaten von Seiten der Kommission dazu
aufgefordert, erganzend nationale Monitoring-Struk-
turen aufzubauen, die auf zeitnahen Verwaltungs-
daten beruhen.

Im April 2009 erschien der erste Quartalsbericht des
Sozialministeriums als Vortrag an den Ministerrat; ab
2011 wurde die Berichterstattung halbjahrlich fort-
gesetzt. Die bisherigen Berichte des Sozialdaten-
Monitorings sowie EU-Berichte zu den sozialen Aus-
wirkungen der Wirtschafts- und Finanzkrise sind auf
der Website des Sozialministeriums abrufbar:

www.sozialministerium.at > Soziales > Allgemeine

Sozialpolitik > Sozialmonitoring - Krise
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Im vorliegenden Beitrag werden einerseits die aus Im gesamten Zeitraum zwischen 2008 und 2013 stieg
dem Monitoring gewonnen Ergebnisse dargestellt, aberauch die Zahl der unselbststandig Beschaftigten?
zum anderen aber auch dariiber hinausgehende um rd. 92.000 Personen auf 3,6 Mio. Menschen an
Aspekte behandelt, insbesondere Entwicklungen bei  (siehe Abschnitt 15.2.3).

den Einkommen und bei der Armutsgefahrdung. Im

Vordergrund steht die Frage, wie sich die soziale Situa-  Entwicklung der Arbeitslosigkeit 2008 bis 2013,
tion in Osterreich seit - und im Vergleich zum Zeit- Jahresdurchschnittsbestande (Personen)
punkt vor - der Krise entwickelt hat und welche Rolle

dem Sozialstaat bei der Uberwindung und Abfederung 300.000
krisenbedingter Probleme der Gesellschaft zukommt. 2?000
Dabei wird auch dem Vergleich der jeweiligen dster- 280.000 /

reichischen Situation innerhalb der EU eine wichtige 260,000

Rolle zukommen, um das Ausmall der sozialen Aus- i /\/

wirkungen landertbergreifend einzuordnen. 240.000 /

15.2 Steigende Arbeitslosigkeit bei 220000
gleichzeitigem Beschiftigungs- 212.000

200.000
wachstum
Spatestens zu Beginn des Jahres 2009 wurde auch am

2008 2009 2010 2011 2012 2013

Osterreichischen Arbeitsmarkt augenscheinlich, dass  Quelle: Sozialministerium, AMS

sich die Finanzkrise unmittelbar auf die Realwirtschaft

niederschlagt: Bereits im Marz 2009 musste ein An- Unselbststandig Beschaftigte 2008 bis 2013,
stieg der Arbeitslosigkeit im Vergleich zum selben Jahresdurchschnitte, auf Tsd. gerundet
Zeitraum im Vorkrisenjahr um rd. 60.000 Personen

bzw. um 29% festgestellt werden. Diese Entwicklung 3 640.000

erreichte Mitte 2009 ihren vorlaufigen Hohepunktund  3.620.000 [~
besserte sich vor allem im Verlauf der Jahre 2010 und 3.600.000 / 3.620.000
2011. Seither ist wieder ein deutlicher Anstieg zu er-  3.580.000 //

kennen. 3.560.000 /

3.540.000 /

3.520.000 (37528.000

Anfang 2014 waren rd. 370.000 Personen arbeitslos,

was im Zeitvergleich einen Hochstwert darstellt. Im 3-00.000
. . . 3.480.000

ersten Halbjahr 2014 waren mit durchschnittlich rd.
3.460.000

321.000 Arbeitslosen um 54.000 (+20%) mehr Men-
schen ohne Job als im Krisenjahr 2009.

2008 2009 2010 2011 2012 2013

Quelle: Statistik Austria, Mikrozensus-Arbeitskréfteerhebung

2 inkl. Lehrlinge und freie Dienstnehmerinnen
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15.2.1 Fortgesetzte Zunahme der
Arbeitslosigkeit

Der seit 2012 bestehende negative Trend ist vor allem
auf die erneut schwache konjunkturelle Entwicklung
der letzten Jahre zuriickzufiihren (siehe Abschnitt
14.1). Osterreich war in diesem Zusammenhang vor
allem auch von den wirtschaftlichen Auswirkungen
der Euro-Staatsschuldenkrise betroffen, die vor allem
in den Jahren 2011 bis 2013 gipfelte. Ein nachhaltiger
Abbau der Arbeitslosigkeit entsteht gemeinhin erst ab
einem BIP-Wachstum von deutlich uber 2%. Im Zuge
dieser Wirtschaftsentwicklung war auch im Septem-
ber 2014 mit knapp (iber 290.000 Arbeitslosen noch
keine Trendumkehr in Aussicht.

Der krisenbedingte Anstieg bei der Arbeitslosigkeit
betraf zunachst vor allem den Produktionssektor, was
vor allem auf die voriibergehend starken Einbriiche in
der Exportwirtschaft im Jahr 2009 zuriickzufiihren ist;
als UberbriickungsmaRnahme wurde u.a. die Kurzar-
beit ausgeweitet. Spatestens seit Ende 2010 ist in der

Arbeitslose - Vergleichsmonat August 2008-2014

Insgesamt, jeweils Vergleichsmonat August

Gesamtbetrachtung  mehrheitlich  der  Dienst-
leistungssektor betroffen. Diese strukturelle Verschie-
bung spiegelt sich auch in der Betroffenheit nach dem
Geschlecht wider: Waren 2009 noch fast doppelt so
viele Manner wie Frauen vom Anstieg der Arbeitslosig-
keit betroffen, verringerte sich der Unterschied bis

zum August 2014 auf unter 20 Prozentpunkte.

In Bezug auf die Altersgruppen ist festzustellen, dass
zunachst ab dem Krisenjahr 2009 vor allem die junge
Generation der 15- bis 24-Jahrigen Uberproportional
vom Anstieg der Arbeitslosigkeit betroffen war. Im
Zeitverlauf und in der Gesamtbetrachtung wechselte
diese altersspezifische Gefahrdung: Waren 2010 Per-
sonen im Erwerbsalter zwischen 25 und 54 Jahren
vom Gesamtzuwachs seit 2008 am starksten betrof-
fen, sind dies in den letzten Jahren zunehmend die
alteren Arbeitnehmerlnnen zwischen 55 und 64 Jah-
ren (siehe Tabelle , Arbeitslosigkeit - Vergleichsmonat
August 2008-2014).

Verand. Aug. 14 zum Aug. 08 in %

2008 2009 2010 2014 Frauen Manner Insges.
Produktionssektor 33.119 52.285 39.424 49.324 +23,1% +60,0% +48,9%
Dienstleistungssektor 140.178 175.487 168.599 226.985 +52,6% +72,9% +61,9%
Z‘;Eﬁtl'jgriemérsektor) 10.632 11.031 10.375 16.012 +48,4% +53,2% +50,6%
15-24 Jahre 31.852 41.250 37.842 43.623 +25,3% +48,5% +37,0%
25-54 Jahre 133.510 175.832 159.238 211.265 +48,7% +68,6% +58,2%
55-64 Jahre 18.395 21.557 21.151 37.199 +118,6% +94,4% +102,2%
Gesamtsumme? 183.929 238.803 218.398 292.321 +49,2% +68,6% +58,9%
davon Auslanderinnen? 29.744 41.182 38.027 69.771 +131,2% +137,4% +134,6%

Quelle: AMS DWH
Y inkl. tiber 64-Jéhrige

2 Personen mit ausldndischer Staatsbiirgerschaft
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Anstieg der Langzeitbeschaftigungslosigkeit
Ein deutlicher Hinweis auf sich verstarkende Arbeits-
marktprobleme ist im Anstieg der Langzeitbeschafti-
gungslosigkeit seit dem Jahr 2008 zu sehen: Dieses
Konzept beinhaltet jene Personen, die tber ein Jahr
arbeitslos oder auf Lehrstellensuche sind. Auch (AMS-)
Schulungsteilnehmerinnen sind enthalten und erst
eine langere Unterbrechung von lber 62 Tagen (z.B.
aufgrund von Erwerbstatigkeit oder einer langeren
Krankheit) beendet Langzeitbeschaftigungslosigkeit.
Seit dem Zeitpunkt vor Eintritt der Krise kam es zu
mehr als einer Verdopplung der langzeitbeschafti-
gungslosen Personen. Im August des Jahres 2014 wur-
de im Vergleich zum selben Zeitpunkt des Jahres 2008
ein Zuwachs von rd. 150% (+51.000 Personen) ausge-
wiesen; im August 2014 waren Uber 85.000 Menschen
langzeitbeschaftigungslos. Die starksten Anstiege be-
treffen hier Personen im Alter zwischen 55 und 64 Jah-
ren wie auch die jungste Bevolkerungsgruppe zwischen
15 und 24 Jahren. Vom Gesamtanstieg seit 2008 sind
Manner um ca. 20 Prozentpunkte starker betroffen als
Frauen.

Diese Kategorie macht deutlich, dass sich die Situati-
on vieler Menschen, die bereits vor Eintritt der Krise
grolRe Schwierigkeiten bei der langfristigen Einbin-
dung ins Erwerbsleben hatten, auch in den letzten
Jahren nicht verbessert hat. Da sich in dieser Bevolke-
rungsgruppe viele Niedrigqualifizierte sowie auch
Personen mit gesundheitlichen Problemen befinden,
gestaltet sich deren Wiedereingliederung gerade wah-
rend einer angespannten Arbeitsmarktlage kompli-
ziert. Die erfolgreiche Bekampfung der Langzeitbe-
schaftigungslosigkeit stellt daher derzeit eine der
schwierigsten Herausforderungen dar.

3 www.sozialministerium.at > Aktuelle Arbeitsmarktdaten

EU-Vergleich: Situation in Osterreich
wesentlich besser

Trotz dieser im Zeitverlauf besorgniserregenden Situ-
ation auf dem heimischen Arbeitsmarkt gehort Oster-
reich zu den Landern mit der niedrigsten Arbeitslosig-
keit innerhalb der EU. Auch die Veranderung zwischen
den Jahresdurchschnittswerten 2008 und 2013 liegt
mit 1,1 Prozentpunkten deutlich unter dem EU-Durch-
schnitt (+3,8%-Punkte). Die letztverfligharen Daten
bestatigen diese im EU-Vergleich glinstigere Position:
Osterreichs Arbeitslosigkeit ist auch im September
2014 mit 5,1% Arbeitslosigkeit halb so niedrig wie der
Durchschnitt aller 28 EU-Staaten (10,1%). In diesem
Zusammenhang ist erwahnenswert, dass nicht nur
jene stark von der letzten Krise betroffenen Staaten
wie Griechenland oder Spanien deutlich héhere Ar-
beitslosenquoten aufweisen (siehe Grafik ,Arbeits-
losigkeit im EU-Vergleich“), sondern auch strukturell
mit Osterreich vergleichbare Staaten wie Finnland
(8,7%), Belgien (8,5%) und Schweden (7,7%) fiinf Jahre
nach der Krise deutlich ungiinstigere Arbeitsmarkt-
Situationen vorweisen.?

Auch bei der Jugendarbeitslosigkeit lag Osterreich zu-
letzt mit rd. 8% (August 2014) nach Deutschland an
zweitbester Stelle innerhalb der EU. Dieser Erfolg in
wirtschaftlich schwierigen Zeiten ist nicht zuletzt
auf spezifische arbeitsmarktpolitische Investitionen
(z.B. Ausbildungsgarantie fir Jugendliche, Jugend-
coaching) zuruickzufiihren. Auch deshalb deshalb gilt
das Osterreichische Modell als Vorbild fiir die ,Youth
Guarantee“-Initiative auf EU-Ebene®*. Jugendarbeits-
losenquoten Uber 50% in Griechenland und Spanien
sind warnende Beispiele, vor welchen Herausforde-
rungen junge Menschen in Europa stehen. Die traditio-
nelle Ausrichtung des oOsterreichischen Sozialstaats

4 Informationen zur EU-Initiative: www.ec.europa.eu/social/youthguarantee
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auf eine starke Saule zielgruppenspezifischer aktiver
Arbeitsmarktpolitik hat sich im europdischen Ver-

gleich als wirksame Zukunftsinvestition erwiesen.

Arbeitslosigkeit im EU-Vergleich 2008-2013 (ausgewahlte EU-Staaten)

B Veranderung 2008-2013 (in %-Pkten.)

Osterreich 1,1 49
Deutschland 2,2 5,3
Niederlande +3’E 6,7
Grol3britannien h i ‘ 75
Frankreich _Q’S ‘ 10,3
EU-28-Durchschnitt ht”JS ‘ 10,8
Italien Hﬁ’s ‘ 12,2
Portugal i i 16,4
Spanien *Mm,s 26.1
Griechenland I& J‘Fl9,4 27,3

Jahresdurchschnitt 2013 (in %)

5 0 +5

Quelle: Eurostat

15.2.2 Veranderte Qualitit der steigenden
Beschaftigung

Neben diesen negativen Trends erfolgte im Beobach-
tungszeitraum jedoch auch ein Anstieg der bestehen-
den unselbststandigen Beschaftigungsverhaltnisse:
Insgesamt betrdgt diese Zunahme seit 2008 in etwa
100.000 Beschaftigte; Ende September 2014 waren rd.
3.500.000 Personen aktiv unselbststandig beschaftigt.

Allerdings ist der Beschaftigungsanstieg nicht mit
einem Zuwachs an Vollzeitstellen gleichzusetzen:
Einerseits bestehen heute mehr Teilzeitbeschafti-
gungsverhaltnisse als vor der Krise und auch die ins-
gesamt geleistete Arbeitszeit ist heute auf einem ge-
ringeren Niveau als 2008.

> Zahlen jeweils vom 2. Quartal

+10 +15 +20 +25 +30

Sowohl bei den Mannern als auch bei den Frauen hat
die Teilzeitbeschaftigung zwischen 2008 und 2014
stark zugenommen - insgesamt um 24% (Zahlen vom
2. Quartal). Die Zahl der Vollzeit-Erwerbstatigen hatim
selben Zeitraum um fast 3% abgenommen, d.h. der Be-
schaftigungszuwachs ist v.a. auf einen Anstieg der
Teilzeitbeschaftigung zurlickzuflihren. Dieselbe Dyna-
mik lasst sich bei der tatsachlich geleisteten Arbeits-
zeit nachweisen: Wahrend das Vollzeit-Arbeitsvolu-
men zwischen 2008 und 2014° um insgesamt 9%
zurlickgegangen ist, kam es beim Teilzeit-Volumen
gleichzeitig zu einem deutlichen Anstieg von 19%. In
der Gesamtbetrachtung ist darliber hinaus festzustel-
len, dass fiinf Jahre nach Beginn der Krise noch immer
um fast 6% weniger Arbeitsstunden geleistet wurden.
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Entwicklung der Beschiftigung nach Voll- und Teilzeit, unselbststandige Erwerbstatige (in Tsd.)

2. Quartal 2014 Veranderung 2008-2014
Insgesamt Frauen Méanner Insgesamt Frauen Méanner
Vollzeit 2.632 929 1.703 -2,8% -1,9% -3,2%
Teilzeit 1.023 844 178 +23,9% +19,9% +47,1%

Quellen: Statistik Austria, Mikrozensus-Arbeitskréfteerhebung

Arbeitsvolumen der unselbststindigen Erwerbstatigen in der Haupttatigkeit, Summe in Mio. Stunden

2. Quartal 2014 Veranderung 2008-2014
Insgesamt Frauen Manner Insgesamt Frauen Manner
Insgesamt 1.452 597 856 -5,7% -2,1% -8,1%
Vollzeit 1.212 396 816 -9,4% -8,8% -9,7%
Teilzeit 240 201 39 +19,0% +14,8% +47,6%

Quellen: Statistik Austria, Mikrozensus-Arbeitskrdfteerhebung

Flexible (atypische) Beschaftigung 2008-2014"

M 2008 2014

350.000
319.000
300.000
262.000
250.000
200.000
150.000
100.000
45.000
0 B s
Geringfugig Beschaftigte Geringfiigige freie Neue Selbststandige Freie Dienstvertrage

Dienstvertrage

Quelle: Hauptverband der ésterreichischen Sozialversicherungstréger

Y August-Werte, auf Tsd. gerundet
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Geringfiigige Beschaftigung nimmt zu - Riick-
gang bei den Freien Dienstvertragen

Ein weiterer Aspekt in Bezug auf die Beschaftigungs-
situation in Osterreich ist die Inanspruchnahme be-
stimmter atypischer und flexibler Beschaftigungs-
formen. Das Sozialdaten-Monitoring des Sozialmini-
beobachtet seit 2009
Geringfugige Beschaftigung,

steriums insgesamt  vier

Auspragungen: Freie
Dienstvertrage, Geringfligige freie Dienstvertrage und

sogenannte ,,Neue Selbststandige®.

Wahrend die Anzahl der geringfligigen Beschafti-
gungsverhaltnisse und jene der Neuen Selbststandi-
gen deutlich angestiegen ist, kam es bei den Freien
Dienstvertragen (sowohl iber als auch unter der Ge-
ringfligigkeitsgrenze) zu einem kontinuierlichen Riick-

gang.

Da der monatliche Hochstbetrag eines geringfiigigen
Einkommens auch als Zuverdienstgrenze bei verschie-
denen Sozialleistungen (z.B. Arbeitslosengeld, Not-
standshilfe) sowie auch beim Bezug einer vorzeitigen
Pensionsleistung oder Korridorpension herangezogen
wird, ist ein Zusammenhang des Anstiegs auch vor
dem Hintergrund der Einkommensaufbesserung zu
sehen. Im Zuge einer Befragung wurde ersichtlich,
dass jeweils rd. 10% der geringfligig Beschaftigten die-
ses Einkommen in der Arbeitslosigkeit bzw. neben
einer Teilzeitbeschaftigung erwerben.® Vor diesem
Hintergrund kann der Anstieg bei dieser atypischen
Beschaftigungsform sowohl auf Arbeitsmarktentwick-
lungen als auch auf Veranderungen im Bereich der Be-
schaftigungsstruktur (v.a. auf die steigende Teilzeit-
quote) zurtickgefiihrt werden.

15.2.3 Trotz Krise: Weiterer Anstieg der
Frauenerwerbsbeteiligung

In der langfristigen Betrachtung ist vor allem die stei-
gende Erwerbsbeteiligung der Frauen ein wichtiger
Faktor: Wahrend die weibliche Beschaftigungsquote in
der Altersgruppe zwischen 20 und 64 Jahren im Jahr
1995 61% betragen hat, kam es bis zum Jahr 2013 zu
einem Anstieg um 10 Prozentpunkte auf 71%. Die Teil-
zeitquote der Frauen lag wiederum zuletztim Jahr 2014
bei 47% und jene der Manner bei nur rd. 10%, wobei bei
beiden eine steigende Tendenz festzustellen ist.

Zwischen 2008 und 2013 ist insgesamt ein Zuwachs
bei den unselbststandigen Erwerbstatigen um 92.000
Personen festzustellen. Der Anstieg setzt sich in die-
sem Zeitraum allerdings einerseits aus einem Ruck-
gang bei den Vollzeit-Beschaftigten um 48.000 Perso-
nen und andererseits aus einem Zuwachs der
Teilzeit-Beschaftigten um 140.000 Personen zusam-
men. Dieser Trend weist sowohl in Bezug auf das
Niveau als auch hinsichtlich des Entwicklungsaus-
males geschlechtsspezifische Unterschiede auf.

Wie in nachfolgernder Tabelle abzulesen ist, stieg die
Anzahl der unselbststandig erwerbstatigen Manner
seit 2008 mit 0,1% nur sehr geringfiigig an und dieser
Zuwachs von 1.700 Personen betraf allein Teilzeit-Be-
schaftigungsverhaltnisse, wahrend bei den Vollzeit-
Stellen der Manner seit 2008 ein Rickgang von 2%
festzustellen ist.

Bei den Frauen kam es zu einem deutlich groReren Be-
schaftigungszuwachs von 90.500 Personen, dieser
teilt sich aber auf einen Rickgang von 13.300 weibli-
chen Vollzeit-Erwerbstatigen und einen Zuwachs von

¢ vgl. Riesenfelder, Schelepa, Wetzel: Geringfiigige Beschdftigung in Osterreich; Sozialpolitische Studienreihe - Band 9, Wien 2011

(www.sozialministerium.at > Service > Broschiirenservice)
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104.000 teilzeiterbstatigen Frauen auf. In absoluten
Zahlen zeigt sich somit, dass 98% des gesamten Be-

Frauen betreffen.

schaftigungszuwachses seit 2008 (teilzeitbeschaftigte)

Entwicklung unselbststindige Erwerbstatige 2008-2013, nach Voll-/Teilzeit und Geschlecht

G tentwickl
Unselbststindig esamtentwicklung

Vollzeit-Erwerbstatige

Teilzeit-Erwerbstatige

Erwerbstatige Verand. seit 2008 Verand. seit 2008 Verand. seit 2008

im Jahr 2013 absolut in % absolut in % absolut in %
Insgesamt 3.620.200 +92.200 +2,6% -47.900 -1,8% +140.100 +17,1%
Manner 1.875.800 +1.700 +0,1% -34.700 -2,0% +36.300 +29,7%
Frauen 1.744.400 +90.500 +5,5% -13.300 -1,4% +103.800 +14,9%

Quelle: Statistik Austria, Mikrozensus-Arbeitskrdfteerhebung

Zusammenfassend ist daher festzuhalten: Der Beschaf-
tigungszuwachs zwischen 2008 und 2013 von insgesamt
92.200 Personen betrifft nur Teilzeit-Beschaftigungs-
verhaltnisse; bei den Vollzeit-Stellen kam es zu einem
Ruckgang von 48.000 Personen (-2%). Der Zuwachs bei
den unselbststandigen Beschaftigungsverhaltnissen
seit 2008 ergab sich - trotz gestiegener Arbeitslosigkeit
- fast zur Ganze dadurch, dass zusatzlich knapp UGber
100.000 Frauen in Teilzeit beschaftigt wurden.

15.3 Verhaltene Einkommens-
entwicklung seit 2008

Bei der Analyse der Einkommensentwicklung und
-verteilung wird einerseits unterschieden, ob der je-
weilige Haushalt als Analyseeinheit herangezogen
wird oder ob sich der Fokus auf individuelle Einkom-
men richtet. Die steigende Teilzeitbeschaftigung
kann sich auf die Haushaltseinkommen insgesamt
positiv auswirken und dennoch aus der Perspektive
des Einzelnen einen Trend in Richtung unzureichen-
der Einkommensverhaltnisse beschreiben. Zusatzli-
che Einkommen wurden in den letzten Jahrzehnten
in Mehrpersonenhaushalten vor allem aufgrund der
steigenden Erwerbsbeteiligung der Frauen - vorwie-
gend in Form von Teilzeitbeschéaftigung - lukriert.
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Eine weitere Perspektive bezieht sich auf das gesamte
Volkseinkommen, das sich aus zwei Komponenten zu-
sammensetzt, namlich der Summe der

= Unternehmens- und Vermdgenseinkommen sowie

= der Lohne und Gehalter.

Diese Betrachtungsweise bezieht sich auf die soge-
nannte ,funktionale Verteilung“ der Einkommen. Die
Entwicklung dieses Verhaltnisses beschreibt, wie sich
die Lohne in ihrer Gesamtheit in Bezug auf die Unter-
nehmens- und Vermdégenseinkommen entwickelt ha-
ben. Auch diesbeziigliche Ergebnisse haben hohe Re-
levanz fiir Aussagen zur Verteilungsgerechtigkeit und
zur Funktionsweise der Volkswirtschaft. Eine der Ursa-
chen der internationalen Finanzkrise ab 2007 war das
sehr starke Ansteigen der Vermogensertragnisse im
Vorfeld.

15.3.1 Unternehmens- und Vermogens-
einkommen: Krise unterbricht
Anstieg

Das gesamte Volkseinkommen besteht aus den Ent-

gelten von Arbeitnehmerlnnen und aus Unterneh-

mens- und Vermogensertragen. Aus der langerfristi-
gen Perspektive betrachtet nimmt der Lohnanteil am
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Volkseinkommen - die Lohnquote’- deutlich ab. Lag  Euro-Staatsschuldenkrise 2012/13. Die Bruttolohn-
die Bruttolohnquote Ende der 1980er Jahre noch bei  quote stieg laut Statistik Austria von 66,7% im Jahr
75%, kam es bis knapp vor Eintritt der Krise 2007 zu 2008 deutlich auf 70,6% im Jahr 2009 und verblieb mit
einem Absinken um 9 Prozentpunkte auf 66%. Dieser  konjunkturellen Schwankungen bis 2013 knapp auf
Trend wurde jedoch ab dem Krisenjahr 2009 unter- diesem Niveau.
brochen.
Die Lohnquote ist trotz des Anstiegs seit 2008 im Jahr
Entwicklung der Bruttolohn- und Gewinnquote 2013 deutlich unter jenem Wert vor 30 Jahren. Ur-
in Osterreich 2008-2013" sachen flr den langfristig sinkenden Anteil der Lohne
und Gehalter am Volkseinkommen sind vor allem stei-
- Bruttolohnquote gende Arbeitslosigkeit, das Anwachsen atypischer

Bruttogewinnquote und prekarer Beschaftigung, der intensivere inter-

75 nationale Wettbewerb und die daraus resultierenden
70,6 . .. S .
70 W&WEL eingeschrénkten Spielraume bei den Lohnverhand-
65 . lungen, aber auch Verdnderungen bei den
60 Qualifikationsanforderungen. Konsequenzen dieser
55 Entwicklung ergeben sich nicht zuletzt fiir die Finan-
o zierung der sozialstaatlichen Leistungen, da in Oster-
reich lohnbezogene Sozialabgaben diesbeziiglich eine
® s 403 409 4Ll 399 wichtige Rolle spielen
40 43_&,L :
35 . .
15.3.2 Hohere Steuer- und Sozial-
2008 2009 2010 2011 2012 2013 "o
Sl abgabenbelastung unselbststandiger
quote? 66,7 70,6 68,5 681 693 70,1 Einkommen
25‘&2?‘9""'"“' 426 403 409 411 399 389 Auch das Verhiltnis der Abgabenbelastung auf die
beiden Formen des Volkseinkommens hat sich lang-
Quellen: Statistik Austria, WIFO fristig verandert: Die Nettolohnquote beschreibt den
Y bereinigt um die Verdnderungen in der Beschdftigten- Anteil der Gesamtheit der Nettolohne und -gehalter

struktur zum Zeitpunkt des Basisjahres 1955 am Volkseinkommen nach Abzug aller Sozialabgaben

2 Bruttobetriebstiberschuss der nichtfinanziellen Kapitalge- sowie auch der direkten Steuern auf Gewinn- und Ver-

sellschaften in Relation zur sektoralen Bruttowertschépfung mogensertrige

Der Grund fiir den Anstieg der Lohnquote seit 2008 Da die Nettolohnquote niedriger ist als die Bruttolohn-
liegt im kurzfristigen Einbruch der Unternehmens- quote, zeigt dies, dass die Abgabenbelastung auf den
und Vermogensertrage im Jahr 2009 sowie in den Faktor Arbeit hoher ist als die Belastung von Gewinn-
konjunkturellen Flauten der letzten Jahre in Folge der  und Vermogensertragen. Der Unterschied hat sich im

7 Hier bereinigt um die Verdnderungen in der Beschdftigtenstruktur zum Zeitpunkt des Basisjahres 1995; aus den Bruttoeinkommen
der unselbststdndigen Beschdftigten errechnet.
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langfristigen Zeitraum vergrofRert: Betrug die Diffe-
renz im Jahr 1990 noch 5 Prozentpunkte, lag sie kurz
vor dem Eintritt der Krise 2007 bei fast 9 Prozent-
punkten.

Entwicklung der Differenz zwischen Brutto-
und Nettolohnquote, in Prozentpunkten

1990

2000 2008 2009 2012

Quelle: Statistik Austria

Im Krisenjahr 2009 kam es vorlibergehend zu einem
leichten Rickgang auf 7,7 Prozentpunkte - dieser ist
zum einen auf Auswirkungen des Konjunktureinbruchs
zurtickzuftiihren, zum anderen aber auch auf konjunk-
turstiitzende Maflnahmen der Bundesregierung (z.B.

Steuerreform 2009, die eine Tarifentlastung unselbst-
standiger Einkommen enthielt). Seit 2010 betragt die
Differenz zwischen Brutto- und Nettolohnquote (be-
reinigt und unbereinigt) wieder knapp tber 8 Prozent-
punkte (siehe Abschnitt 12.1.1 im Kapitel ,,Entwick-
lung und Verteilung der Einkommen in Osterreich®).

15.3.3 Teilzeit und Arbeitslosigkeit:
Zuwachs niedriger individueller
Einkommen

Da bei den Individualeinkommen ein deutlicher und
langfristiger Trend in Richtung Teilzeitbeschaftigung
besteht, entwickeln sich die Anteile der unteren Ein-
kommensgruppen am steuerpflichtigen Jahresein-
kommen dementsprechend ricklaufig: Wahrend das
unterste Flnftel der lohnsteuerpflichtigen Einkom-
mensbezieherlnnen Ende der 1970er Jahre noch einen
5%-Anteil an den Gesamteinkommen lukrierte, lag der
Anteil 2012 bei nur 1,9% (vgl. Abschnitt 12.2.3). Die
Lohnsteuerstatistik basiert auf den jahrlichen Einkom-
men der unselbststandig Beschaftigten. In den beiden
niedrigsten Flnfteln der Bruttoeinkommen befinden
sich aufgrund dieser Entwicklung mittlerweile fast kei-
ne ganzjahrig vollzeitbeschaftigten Personen, sondern
fast ausschliefSlich unselbststandig Beschaftigte, die
wahrend des Jahres eine Periode der Arbeitslosigkeit
durchlebten bzw. teilzeitbeschaftigt sind.

Entwicklung der Bruttojahreseinkommen? (unselbststandig Erwerbstatige) 2008-2012, in EUR

2008 2009 2010 2011 2012 ‘2’:;38“‘1’:::';/5
Unterstes Einkommensviertel? 11.375 11.237 11.213 11.087 11.227 -1,3%
Medianeinkommen 24.253 24.449 24.516 24.843 25.373 +4,6%
Dritthochstes Einkommensviertel® 37.102 37.601 37.974 38.470 39.450 +6,3%

Quelle: Statistik Austria, Lohnsteuerdaten

Y ohne Lehrlinge

2 25% der Bevélkerung verfiigen (iber Bruttojahreseinkommen unter diesen Grenzwerten

3 75% der Bevélkerung erzielen Bruttojahreseinkommen unter diesen Grenzwerten
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Die Grenzwerte im untersten Einkommensviertel sind
seit 2008 mit einer Veranderung von 1,3% (v.a. unter
Bertlicksichtigung der Inflation) deutlich gesunken.
Beim Medianeinkommen und beim Grenzwert des
dritthochsten Einkommensviertels kam es im Ver-
gleichszeitraum seit der Krise hingegen zu kontinuier-
lichen Steigerungen von insgesamt rd. 5% bzw. 6%,
die aber auch unter der Inflationsentwicklung lagen.

Wie im Kapitel 12 ,,Entwicklung und Verteilung der Ein-
kommen in Osterreich® dargestellt wird, stieg in den
letzten Jahren allerdings auch der Anteil der vollzeit-
beschaftigten Niedriglohnbezieherlnnen an (der Stun-
denlohn ist um mindestens ein Drittel geringer als der
Medianstundenlohn): Betrug dieser Anteil im Jahr
2000 noch 14%, wuchs er bis 2012 auf 16% an. Von die-
sem Anstieg besonders betroffen waren junge Manner
zwischen 25 und 34 Jahren: Hier betrug der Anstieg im
selben Vergleichszeitraum 5 Prozentpunkte auf zu-
letzt 12% (vgl. Abschnitt 12.2.4).

15.3.4 Geschlechtsspezifischer

Einkommensunterschied hoch,

aber riicklaufig
Die geschlechtsspezifische Verteilung der Einkommen
weist hingegen auf einen Nachholbedarf in Osterreich
hin: Seit 2008 hat sich der geschlechtsspezifische Loh-
nunterschied zwar um fast zwei Prozentpunkte auf
23,4%2 im Jahr 2012 reduziert und auch der Abstand
zum EU-Durchschnitt (16,5%) ist in diesem Zeitraum
um einen Prozentpunkt zurtickgegangen, liegt jedoch
immer noch bei etwa sieben Prozentpunkten. Die
Grinde fir diese einkommensbezogene Schlechter-
stellung der Frauen sind vielfaltig:

Zum einen ergeben sich aus der deutlich héheren
Frauen-Teilzeitquote auch niedrigere Bruttostunden-
verdienste, da sich diese Positionen zudem haufigerin
Branchen befinden, in welchen niedrigere Einkommen
gezahlt werden. Als weitere Griinde sind geschlechts-
spezifische Unterschiede bei der Arbeitsplatzwahl zu
nennen. Die ungleiche Verteilung der Arbeitszeit liegt
zumeist an der verstarkten Ubernahme von Verpflich-
tungen in Bezug auf familidre Arbeit (wie z.B. Betreu-
ung und Pflege) durch Frauen.®

15.3.5 Steigende Pro-Kopf-Haushalts-
einkommen in Osterreich

Im Gegensatz zur Entwicklung bei den individuellen
Lohneinkommen kam es beim mittleren Nettohaus-
haltseinkommen seit 2008 zu einem geringfligigen
realen Anstieg!®: Insgesamt wuchs das Pro-Kopf-Net-
tojahreseinkommen laut Eurostat bis zum Jahr 2013
um 2.700 EUR auf 22.000 EUR an. Dies bedeutet einen
Anstieg von 13,7%, welcher somit auch tber der Infla-
tionsrate liegt.

Eine wesentliche Ursache fiir den Anstieg ist in der
steigenden Erwerbsbeteiligung der Frauen zu erken-
nen, selbst wenn sich diese liberwiegend in Teilzeit-
beschaftigung ausdriickt. Es wird aber auch die ein-
kommensstutzende Funktion des Sozialstaats wirk-
sam,da die - je nach Haushaltskonstellation zustehen-
den - Sozialleistungen Teil dieses verfliigbaren Pro-
Kopf-Einkommens sind.

Auch im EU-Vergleich stellt sich diese Entwicklung als
gunstig dar: Im Euroraum wurde durchschnittlich ein
um die Halfte geringerer Anstieg von 6,4% erreicht, der

& in Prozent der durchschnittlichen Brutto-Stundenverdienste der ménnlichen Beschdftigten
 vgl. Geisberger/Glaser: Geschlechtsspezifische Verdienstunterschiede - Analysen zum ,Gender Pay Gap“ (www.statistik.at >

Statistiken > Soziales > Gender-Statistik > Weitere Informationen)

0 medianes Aquivalenzgesamtnettoeinkommen; Daten basieren auf der EU-SILC-Erhebung
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unterhalb der Inflationsentwicklung liegt. In einigen
Landern konnte selbst das nominelle Niveau von 2008
bis zuletzt noch nicht wiedererreicht werden (wie in
der folgenden Grafik z.B. an der besonders kritischen
Situation in Griechenland abzulesen ist). Die Griinde

fur sinkende Pro-Kopf-Realeinkommen in diesen Lan-
dern sind vielfaltig: Kiirzungen bei den Sozialleistun-
gen im Zuge budgetarer KonsolidierungsmaRnahmen
und lange Phasen hoher Arbeitslosigkeit stellen
Hauptfaktoren dar.

Medianes Pro-Kopf-Nettohaushaltseinkommen, Osterreich und EU-Staaten im Vergleich 2008-2014

«—— Qsterreich === Deutschland «—— Euroraum EU Griechenland

26.000

24.000

22.000
= 20.000 —_—
©
E 18.000
o 16.000
= 14.000

12.000

10.000

8.000

2008 2009 2010 2011 2012 2013

Osterreich 19.413 20.469 21.058 21.463 21.807 22.073
Deutschland 18.309 18.586 18.797 19.043 19.595 19.582
Euroraum 16.311 16.717 16.892 16.883 17.131 17.358
EU 14.487 14.594 14722 14.857 15.350 15.471
Griechenland 10.800 11.496 11.963 10.985 9.513 8.371

Quelle: Eurostat, EU-SILC

Allerdings verteilte sich der Einkommenszuwachs in
Osterreich nicht gleichmaRig Gber alle Haushalte. Die
langerfristige Perspektive zeigt eine wechselhafte Ent-
wicklung: Wahrend die Einkommensungleichheit im
Verlauf der 1990er Jahre riicklaufig war, stieg sie kurz
nach der Jahrtausendwende bis vor Eintritt der Krise
an und das reichste Einkommensflinftel profitierte
starker als die unteren drei Flnftel. Nach dem Kon-
junktureinbruch 2009 wurde dieser Trend in Oster-
reich zumindest unterbrochen (siehe Abschnitt 12.3
im Kapitel ,,Entwicklung und Verteilung der Einkom-
men in Osterreich®).

15.3.6 Unterdurchschnittliche Einkom-
mensungleichheit

Eine mogliche Form, Ungleichheit bei der Verteilung
der Einkommen darzustellen, ist das Verhaltnis zwi-
schen dem Gesamteinkommen jener 20% der Be-
vOlkerung mit dem hochsten Einkommen und dem
Anteil der 20% mit dem niedrigsten Einkommen: In
Osterreich lag dieser Faktor zwischen 2008 und 2013
anndhernd konstant etwa beim Wert 4. Damit liegt
dieser Wert um fast genau einen Punkt unter dem
EU-Durchschnitt, der konstant beim Wert 5 liegt.
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Einkommensungleichheit

2008 2010 2013 f,z?:kt:r"'.‘
Osterreich 4,2 4,3 4,1 -0,1
EU 5,0 5,0 5,0 0,0
Euroraum 4,9 5,0 5,0 0,1

Quelle: Eurostat

Y Einkommensquintilsverhéltnis: Verhdltnis des Gesamtein-
kommens von den 20% der Bevdlkerung mit dem héchsten
Einkommen (oberstes Quintil) zum Gesamteinkommen von
den 20% der Bevélkerung mit dem niedrigsten Einkommen
(unterstes Quintil).

Im européaischen Vergleich befindet sich Osterreich
unter jenen europaischen Landern, welche auf Haus-
haltsebene eine niedrige ungleiche Einkommensver-
teilung aufweisen (z.B. gemeinsam mit Schweden,
Finnland und Tschechien). Zum anderen ist die Ein-
kommensungleichheit in Osterreich seit der Krise zu
keinem Zeitpunkt stark angestiegen, anders als etwa
in Spanien oder in Danemark, wo seit 2008 eine deutli-
che Verschlechterung eingetreten ist.

Armutsgefiahrdungsquote (in %) ohne/nach
Beriicksichtigung der Sozialleistungen -
Osterreich und EU, 2013

I ohne Sozialleistungen Mit Sozialleistungen

30

25,9 25,8

25

20
16,7
15 14,4

10 ——

Osterreich EU-Durchschnitt

Quelle: Eurostat

AuRerdem befindet sich Osterreich unter jenen Lan-
dern der EU, in welchen Steuern und Sozialleistungen
Einkommensungleichheit stark reduzieren, wahrend
in anderen Landern die umverteilende Wirkung dieser
staatlichen Instrumente weniger ausgepragt ist: Wur-
de in Osterreich die Armutsgefahrdung durch Sozial-
leistungen im Jahr 2013 um 44% reduziert, lag diese
Minderung im EU-Durchschnitt bei nur 35%.

Die Berechnungen lassen jedoch das in Osterreich
breit ausgebaute und allgemein zugangliche Netz an
Sachleistungen des Sozialstaats (v.a. im Gesundheits-,
Pflege und Bildungsbereich) unberiicksichtigt, da sich
eine geeignete Bewertung dieser Leistungen schwie-
rig gestaltet. Dessen ungeachtet entlasten diese Leis-
tungen, die in etwa 30% der gesamten Sozialausgaben
ausmachen, nicht zuletzt die Einkommenssituation
armutsgefahrdeter Bevolkerungsgruppen, da private
Zuzahlungen nur in Ausnahmefallen zu leisten sind.
Damit werden einerseits die verfligbaren Einkommen
gestiitzt und zum anderen wird ein gerechter Zugang
zu den wichtigsten Leistungen des Sozialstaats gesi-
chert.

15.3.7 Antizyklischer Verlauf bei
Produktivitit und Lohnkosten-
entwicklung

Die Lohnstilickkosten setzen die Entwicklung der Kos-

ten fur Lohne und Gehélter in ein Verhaltnis zur ge-

samtwirtschaftlichen Produktivitatsentwicklung. In der

Folgeistabzulesen,obsich die Arbeitnehmerinnenent-

gelte parallel zur Produktivitat entwickeln oder nicht.

Die Entwicklung in Osterreich zeigt, dass die Lohn-
und Beschaftigungspolitik der Sozialpartner einen an-
tizyklischen Verlauf verfolgt: Wahrend vor der Krise
2005 bis 2008 ein leichter Ruckgang der Lohnstuck-
kosten zu beobachten ist, steigen sie aufgrund des
Konjunktureinbruchs 2009 an. Das heifdt, wahrend in
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Nichtkrisenzeiten eine eher zuriickhaltende Lohn- Bis zum Jahr 2013 kam es in Osterreich seit 2008 im

politik betrieben wird, ist in Zeiten wirtschaftlicher Vergleich zur EU zu einem geringfligig hoheren An-
Schwierigkeiten der Beschaftigungsabbau in Oster- stieg der Lohnstiickkosten:

reich zurtickhaltender als im EU-Durchschnitt.

Entwicklung der realen Lohnstiickkosten im Vergleich (2005 = 100)

2007 2008 2009 2011 2013 2014
Osterreich 97,8 99,5 102,9 100,4 102,4 101,7
EU-28 98,1 99,4 102,6 100,4 100,7 100,2
Eurozone 97,9 99,7 103,0 101,2 101,5 101,0

Quelle: AMECO-Datenbank der Europédischen Kommission

15.3.8 Kontinuierliche Zunahme von Zah-

lungsstorungen bei Privatkrediten
Es besteht ein Zusammenhang zwischen der Einkom-
mensentwicklung und den tatsachlichen finanziellen
Problemen. Die Daten des Kreditschutzverbandes zei-
gen, dass sich die Anzahl der Kreditnehmerlnnen mit
massiven Zahlungsstorungen seit dem Krisenjahr
2009 bis 2014 um 12% auf 163.000 Personen und die
Zahl der Zahlungsstérungen um 15% auf fast 500.000
Falle erh6ht hat.

Die hochsten Steigerungsraten ergaben sich zwischen
den Jahren 2009 und 2010, zwischen September 2012
und demselben Zeitpunkt 2014 kam es hingegen zu ei-
nem leichten Rickgang. Da massive Zahlungsproble-
me zumeist verzogerte Reaktionen auf eingetretene
soziale Risiken (wie z.B. Arbeitslosigkeit) darstellen,
nachdem finanzielle Reserven aufgebraucht wurden,
werden in dieser Entwicklung krisenbedingte Folgen
erkennbar.

Zahlungsstorungen bei Privatkrediten? (unselbststandig Erwerbstatige) 2008-2012, in EUR

Veranderung

2009 2010 2012 2014 2009-14 in %
Personen mit massiven Zahlungsstérungen? 146.000 152.000 166.000 163.000 +12%
Zahl der Zahlungsstérungen? 427.000 440.000 497.000 492.000 +15%

Quelle: KleinKreditEvidenz des Kreditschutzverbandes 1870

Y auf Tausend gerundet; Vergleichsmonat: September

2 ,Zahlungsstérungen“= Klagen, Fdlligstellungen von Krediten etc.

3 eine Person weist hdufig mehrere Zahlungsstérungen auf

11 Aufgrund eines Datenbruchs kann hier kein Vergleich mit 2008 hergestellt werden.
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15.4 Der Sozialstaat als Krisenfeuer-

wehr: Wirkung der Sozialleistungen
Sozialstaatliche Leistungen sind unabdingbar bei der
Abfederung und Uberwindung krisenbedingter sozia-
ler Auswirkungen. Sowohl im Verlauf der Wirtschafts-
und Finanzkrise als auch danach wurde diese stabili-
sierende Funktion ersichtlich (siehe auch Abschnitt
14.3.4 im Kapitel ,,Armuts- und Ausgrenzungsgefahr-
dung in Osterreich).

15.4.1 Keine Zunahme bei Armutsgefahr-

dung trotz hoherer Armutsgrenze
Die Armutsgefdhrdungsquote blieb in Osterreich
zwischen den Jahren 2008 und 2013 weitgehend kons-
tant und bewegte sich - innerhalb der statistischen
Schwankungsbreite - zwischen 15 und 14 Prozent!?.
Fir die Berechnung der Armutsgefahrdungsquote wird
das Medianeinkommen®? verwendet und der Haushalt
als BezugsgrofRe herangezogen: Die Armutsgefahr-
dungsgrenze liegt bei 60 Prozent des Pro-Kopf-Media-
neinkommens, das mit einem festgelegten Schlissel je
nach Alter und Anzahl der Haushaltsmitglieder ermit-
telt wird. Fur einen Ein-Personen-Haushalt entwickelte
sich die Armutsgefahrdungsgrenze seit 2008 folgen-
dermalien:

Zwischen 2008 und 2013 kam es zu einem kontinuierli-
chen Anstieg des Schwellenwerts um insgesamt rd. 14
Prozent - dieser Anstieg liegt iber der Inflationsrate
und bedeutet somit auch, dass die Steigerung der Me-
dianeinkommen der Privathaushalte in diesen Jahren
Uber der Preisentwicklung lag. Das heil’t, der Anteil ar-
mutsgefahrdeter Personen hat sich nicht erhoht, ob-
wohl der reale Armutsschwellenwert angestiegen ist.

Entwicklung der jahrlichen Armutsgrenze fiir
einen Ein-Personen-Haushalt, in EUR

13.244
13.084
12.878
12.635
12.281
11.648 I
2008 2009 2010 2011 2012 2013

Quelle: Eurostat, Stand: 29.10.2014

Die mittleren Pro-Kopf-Einkommen der armutsgefahr-
deten Haushalte liegen 21% unter dem Schwellen-
wert; 2008 lag dieser Wert bei 20%.

Europa 2020-Zielgruppe in Osterreich riickliufig
Auf Ebene der Europaischen Union wurde 2010 eine
zehnjahrige Strategie mit insgesamt finf Kernzielen
beschlossen. Neben wirtschafts- und beschaftigungs-
politischen Vorhaben wurde damals erstmals auch
eine Zielvorstellung im Bereich der Sozialpolitik for-
muliert: Bis 2020 sollen europaweit 20 Millionen Men-
schen weniger von Armutsgefahrdung oder sozialer
Ausgrenzung betroffen sein. Um dieses Ziel messbar
zu machen, wurde eine Kombination aus drei Kenn-
zahlen ausgewahlt (siehe auch Abschnitt 14.2 in Kapi-
tel ,Armuts- und Ausgrenzungsgefdhrdung in Oster-

reich“):

12 Eine Anderung bei der Erhebungsmethode (Verstdrkte Nutzung von Verwaltungsdaten) fiihrte zu einem Datenbruch und einem
um etwa 2 Prozentpunkte héheren Niveau der Armutsgefdhrdung im Vergleich zu friiheren Veréffentlichungen; Riickrechnungen

wurden bis zum Jahr 2008 durchgefiihrt.

13 Jenes Einkommen, bei dem die Hdlfte der Bevélkerung weniger und die andere Hélfte mehr verdient.
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= Das bereits erwahnte Merkmal ,Armutsgefahrdung®
wurde herangezogen, um jene Personen zu erfas-
sen, die liber ein zu geringes Einkommen verfligen.

= Eine weitere Kennzahl (,,erhebliche materielle Depri-
vation“) erfasst Probleme bei der Finanzierbarkeit
eines Mindestlebensstandards; relevante Ausgaben-
positionen sind hier z.B. Heizkosten, Miete, Ernah-
rung oder Reparaturen.

= Hinzu kommen jene Personen, die in Haushalten le-
ben, in welchen das Beschaftigungsausmaf’ insge-
samt sehr gering ist und in welchen Arbeitslosigkeit
gehauft auftritt.

In Osterreich ist diese Zielgruppe seit 2008 ricklaufig
und bis 2013 um 1,8 Prozentpunkte auf 18,8% zuriick-
gegangen. Diese Entwicklung steht im Gegensatz zum
EU-Durchschnitt, wo zwischen 2008 und 2012 ein An-
stieg von einem Prozentpunkt auf fast 25% erfolgte.
Der Riickgang in Osterreich ist (wie in der Grafik er-
sichtlich) vor allem auf Verbesserungen beim Merkmal
serhebliche materielle Deprivation® zurlickzufiihren,
aber auch auf das in etwa gleich bleibende Niveau bei
den beiden anderen Merkmalen:

Bekdampfung von Armut und sozialer Ausgrenzung - Entwicklung der Europa 2020-Zielgruppe

in Osterreich 2008-2013 (in Tsd. Personen)

— tatsachliche Entwicklung der Europa 2020-Zielgruppe
«— erheblich materiell Deprivierte

= Armutsgefahrdete

® nationaler Zielwert

Personen in Haushalten mit sehr niedriger Erwerbstatigkeit

1.800 1.699
L T~— \_jn 1.464
1.400 e
’ 1.252 1.203
1.200 T
1.000
800
600 485 496
400 —=
472
0
2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

Quelle: Eurostat

Seit dem auf EU-Ebene als Basisjahr festgelegten Ver-
gleichszeitpunkt 2008 verringerte sich in Osterreich
die Europa 2020-Zielgruppe um insgesamt 127.000
Personen. Im Rahmen der EU-Strategie hat Osterreich
den nationalen Beitrag formuliert, dass bis zum Jahr

2020 235.000 weniger Menschen von Armut oder sozi-
aler Ausgrenzung bedroht sein sollen. Demzufolge
wurde bereits liber die Halfte des gesetzten Ziels er-
reicht.
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Von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroh-  on sehr unterschiedlich entwickelt: In 17 EU-Mitglied-
te Personen, EU-Vergleich 2008-2013 (in %) staaten kam es zu einem signifikanten Anstieg' der
Personengruppe und nur in vier Mitgliedstaaten ist ein

Veréand. deutlicher Riickgang festzustellen. Griechenland, Ir-
2008 2013 2008-2013in

%-Punkten land und Ungarn sind jene drei Lander mit den groR-

EU-27Y 238 24,4 +0,6 ten Zunahmen armuts- oder ausgrenzungsgefahrde-

Belgien 20,8 20,8 +0,0 ter Personen; in Polen, Rumanien und Osterreich sind

Bulgarien 448 48,0 +3,2 die hochsten riicklaufigen Tendenzen feststellbar.

Tschechien 153 146 -0,7 Allerdings bestehen auch beachtliche Unterschiede

Dénemark 16,3 18,9 2,6 bei den GroRenordnungen der nationalen Europa-

Deutschland 20,1 20,3 +0,2 . .. . . .

2020-Zielgruppen: Wahrend im Jahr 2013 in Bulgarien

Estland 21,8 23,5 +1,7

0 . - . 0 -
irland? 237 30,0 6.3 48% und in Rumanien knapp Uber 40% der Bevolke

Griechenland 281 357 +7,6 rung armuts- oder ausgrenzungsgefdhrdet waren,

Spanien? 24,5 28,2 +3,7 umfasste diese EU-Zielgruppe zum gleichen Zeitpunkt

Frankreich 18,5 181 -0,4 in Tschechien etwa 15% oder in den Niederlanden und

Italien 25,3 | 284 *3,1 Finnland rd. 16% der Gesamtbevélkerung.

Zypern 23,3 27,8 +4,5

Lettland 34,2 35,1 +0,9 . .

ro— 776 308 43,2 15.4.2 Be2|faherlnnen v.on Arbeltslo:sen-

Lo 155 190 3,5 versicherungsleistungen steigend

Ungarn 28,2 335 +5,3 Der relativ starke Anstieg der Arbeitslosigkeit (siehe

Malta 20,1 24,0 +3,9 Abschnitt 14.2) spiegelt sich in einem entsprechenden

Niederlande 14,9 159 +1,0 Anstieg der Zahl von Arbeitslosenleistungsbezieherin-

e cife |l 58 nen wider. Im Gegensatz zu vielen europaischen Staa-

Polen 30,5 25,8 -4,7 . .. . .

ten wurden keine Kurzungen im Leistungsrecht vorge-

Portugal 26,0 27,4 +1,4 ) ) ] o

Rumanien 442 404 3,8 nommen, sodass sich die Rolle dieser Sozialleistungen

e 18,5 204 +1,9 als ,automatische Stabilisatoren® uneingeschrankt

Slowakei 20,6 19,8 -0,8 entfalten konnte. Allerdings ist zwischen 2008 und

Finnland 17,4 16,0 -1,4 2013 jener Anteil der Leistungsbezieherlnnen aus der

Schweden 149 164 *1,5 Arbeitslosenversicherung (Arbeitslosengeld u. Not-

itannien? -

Glelbiitannicn 232 248 standshilfe) an den vorgemerkten Arbeitslosen von
Quelle: Eurostat 92% laut AMS um etwa einen Prozentpunkt auf 91%
Y letztverfiigbarer bzw. vergleichbarer Wert aus dem Jahr 2012 gesunken. Demzufolge erhdéhte sich in diesem Zeit-
2 Zahlenbruch in der Zeitreihe; Verdnderung wird nicht aus- raum auch die Zahl jener arbeitslosen Personen, wel-
gewiesen

che keinen Leistungsanspruch erwerben konnten.

Wie in obiger Tabelle abzulesen ist, haben sich die na-  Im Berichtszeitraum 2008 bis 2014 zeigte sich folgende
tionalen Zielgruppen innerhalb der Europaischen Uni-  Dynamik: Wahrend zu Beginn der Krise im Jahr 2009

¥ Verénderungen ab rd. einem Prozentpunkt

387



15. OSTERREICH SECHS JAHRE NACH KRISENBEGINN: SOZIALE ENTWICKLUNGEN

die Anzahl der Arbeitslosengeld-Bezieherlnnen stark
angestiegen ist und danach eine kurze rucklaufige
Entwicklung eintrat, beschreibt die Entwicklung der
Notstandshilfe-Bezieherlnnen einen kontinuierlich
steigenden Verlauf, wobei in diesem Zusammenhang
auch auf den in Abschnitt 14.2.2 dargestellten Anstieg
der Langzeitbeschaftigungslosigkeit hinzuweisen ist.

Der fortlaufende Anstieg bei den durchschnittlichen
Leistungshohen zeigte unter anderem, dass vermehrt
auch Bezieherlnnen héherer Einkommen mit Arbeits-
losigkeit konfrontiert wurden. Zudem spiegelt sich
hier auch der Ausbau mindestsichernder Elemente im
Arbeitslosenversicherungsrecht wider (v.a. bei der
Notstandshilfe).

Entwicklung Leistungsbezieherlnnen aus der Arbeitslosenversicherung und
durchschnittliche Hohe des Leistungsbezugs im Vergleichsmonat Juni®

Veranderung in %

2008 2009 2011 2014 )
Frauen Manner _ Insges.
) Arbeitslosengeld 78.941 117.180 90.945  110.113 +31% +48% +40%
Bezieherlnnen  \;¢standshilfe 74722 89.371  94.809 137424  +75%  +90%  +84%
@ monatl. Arbeitslosengeld 755 810 828 881 +17% +16% +17%
Leistungshohe Notstandshilfe 597 611 679 719 +24% +18% +21%
Quelle: AMS DWH
U gerundete Werte
15.4.3 Ausbau der Forderungen und
Beihilfen des Arbeitsmarktservice
Anzahl der Personen in AMS-Forderungen®
160.000 0 151.600
2008 2014
140.000 136.100
119.694
120.000
100.000
80.000
62.596
60.000
40.000 33.100
20.400
an |
0
Beschaftigung? Unterstiitzung? Qualifizierung

Quelle: AMS DWH
YVergleichszeitraum jeweils Jénner bis September
2 ohne Kurzarbeit

3 z.B. Beratung, Serviceangebote

388
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In Osterreich stellen Investitionen in arbeitsmarkt-
politische Programme einen wesentlichen Ansatz zur
Bekampfung sozialer Folgewirkungen der Krise dar.
Wahrend Geldleistungen Einkommensverluste kom-
pensieren, dienen diese MaRnahmen dazu, Arbeits-
platze zu erhalten (z.B. Kurzarbeit) bzw. die Vermitt-
lungschancen von Arbeitslosen zu verbessern
(Schulung, Qualifizierung). Insgesamt betrachtet lie-
gen derzeit die Teilnehmerinnenzahl aller Forderun-

gen und Beihilfen des AMS von Janner bis September

15.4.4Gesicherte Lohn- und Gehaltsansprii-
che nach Insolvenzen

Die wirtschaftlichen Probleme der letzten Jahre
dulerten sich auch in einer verstarkten Inanspruch-
nahme der staatlichen Insolvenzentgeltsicherung: Im
Krisenjahr 2009 kam es zu einem deutlichen Anstieg
der Anzahl der Zuerkennungsbescheide, der Neuan-
trage sowie des zuerkannten Gesamtbetrags aus dem
Fonds; danach entspannte sich die Lage bis 2012.

2014 deutlich uber dem Niveau desselben Vergleichs-
zeitraums vor Eintritt der Krise.

Zuerkennungsbescheide aus dem Insolvenz-Entgelt-Fonds (IEF-Service) - Jahresvergleich

Veranderung
2008 2009 2012 2013 2008-13 in %
Anzahl der Zuerkennungsbescheide? 40.704 51.606 39.891 59.361 +45,8%
'Zuerkannter Gesamtbetrag aus dem Fonds, 208,1 2776 189.8 2987 +43,6%
in Mio. EUR
Neuantrage?) 28.111 38.139 26.797 38.386 +36,6%

Quelle: IEF-Service GmbH, BMASK

1) Bescheide, mit denen zumindest 1 EUR zuerkannt wurde

2 Neuantrdge: Pro derselben Arbeitgeberinsolvenz und eines Arbeitnehmers (einer Arbeitnehmerin) wird nur ein Antrag gezéhlt.

Im letzten Jahr sind hingegen sowohl bei den Zuer-
kennungsbescheiden (59.400) als auch beim zuer-
kannten Gesamtbetrag (299 Mio. EUR) sowie bei den
Neuantragen (38.400) die hochsten Werte seit Beginn
des Monitorings festzustellen. Im Vergleich zum Jahr
2008 ergeben sich bei diesen Auspragungen bis 2014
Steigerungsraten zwischen 37% und 46%.

Aktuelle Daten zeigen filir 2014 eine Fortsetzung dieses
Trends: Im Vergleichszeitraum Janner bis Juni kam es
im Vergleich zu 2008 bei der Anzahl der Zuerkennungs-
bescheide zu einem Anstieg von 78%; beim zuerkann-
ten Gesamtbetrag betrug dieser 69%. Nur bei den
Neuantragen entspannte sich die Situation zuletzt:

Der Anstieg seit 2008 betragt im Vergleichszeitraum
nur mehr rd. 1%.

Weitere Informationen: www.insolvenzentgelt.at

15.4.5 Steigende Bedeutung der Bedarfs-
orientierten Mindestsicherung (BMS)
Die Reform der Sozialhilfe in Osterreich verfolgte vor
allem zwei Ziele: Einerseits sollte ein osterreichweit
gultiges und adaquates Mindestsicherungsniveau si-
chergestellt werden, zum anderen wurde eine starke-
re Einbindung der Bezieherlnnen in die arbeitsmarkt-
politischen MaRnahmen des Arbeitsmarktservice
(AMS) angestrebt. Beide Ziele wurden mit der BMS er-
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reicht: Die konkrete Regelung der BMS bleibt im Kom-
petenzbereich der Bundeslander, die Mindesthohe
dieser Sozialleistung wird jedoch bundesweit festge-
legt und regelmaRig angepasst. AuRerdem konnen
BMS-Bezieherlnnen nun auch starker als zuvor die For-
derangebote des AMS in Anspruch nehmen (siehe auch
Kapitel 8 ,Bedarfsorientierte Mindestsicherung®).

Mit der BMS-Einfihrung wurde auch die statistische
Erfassung der Bezieherlnnen verbessert. Aus diesem
Grund wurde der Vergleichszeitraum in der Bericht-
erstattung 2012 neu begonnen. Zwischen Septem-
ber 2012 und 2014 kam es zu einem Anstieg der Bezie-
herlnnen-Anzahl um 23% auf insgesamt 184.300
Personen (Stichtagsdaten).

Bezieherinnen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung (BMS)

Anzahl der BMS-Bezieherinnen

Monatsvergleich September
2012

Verdnderung

2012-14in %

2013 2014

Personen inkl. Mitunterstiitzte?

149.729

168.644 184.298 +23,1%

Quellen: Sozialabteilungen der Bundesldnder

1) Zahlen enthalten alle Lénder, inkl. mitunterstiitzte Kinder und Erwachsene

Auch (unvollstandige) Datenlibermittlungen vor die-
sem Zeitraum spiegeln einen dhnlichen Trend wider,
weshalb von einer anhaltend steigenden Bedeutung
dieser mindestsichernden Leistung seit 2008 gespro-
chen werden kann.

15.4.6 Folgen der Krise fiir die
Finanzierung der sozialen Sicherheit
Aufgrund der steigenden Arbeitslosigkeit wurde eine
Finanzierungsliicke im Bereich der gesetzlichen
Sozialversicherung beflirchtet, da einkommensbezo-
gene Beitragsausfalle drohten. Aus diesem Grund

wurden die Kennzahlen ,Durchschnittliche Beitrags-

grundlage und ,Anzahl der Beitragszahlenden” in
das Sozialdaten-Monitoring aufgenommen. Im bis-
herigen Vergleichszeitraum 2008 bis 2014 traten v.a.
wegen der steigenden Beschaftigung und der Einkom-
mensentwicklung diese Beflirchtungen nicht ein. In
allen genannten Kategorien kam es - bis auf einen
leichten Ruckgang bei den Beitragszahlenden in den
Jahren 2009 und 2010 - zu einem kontinuierlichen An-
stieg: Im Juli 2014 gab es 3,2 Mio. Beitragszahlende
und die durchschnittliche Beitragsgrundlage machte
2.674 EUR aus. Im Vergleich zum Zeitpunkt vor Ein-
tritt der Krise 2008 sind in diesen Kategorien deutliche
Anstiege von 14 bzw. rd. 6 Prozent festzustellen.

Entwicklung der Beitragsgrundlage und Beitragszahlenden in der gesetzlichen Sozialversicherung?

Veranderung

2008 2009 2012 2014 2008-14 in %
Durschschnittliche Beitragsgrundlage? 2.336 2.390 2.429 2.674 14,4%
Anzahl der Beitragszahlenden 3.078.588  3.016.151  3.046.122  3.248.056 5,5%

Quelle: Sozialministerium, eigene Berechnungen

JVergleichsmonat: Juli, ? kumuliert
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Die Bankenkrise und der konjunkturelle Einbruch au-
Rerten sich 2009 durch einen starken Einbruch bei der
Korperschaftssteuer um 35 Prozent; erst im Jahr 2013
konnte bei der Korperschaftssteuer wieder das Vorkri-
senniveau erreicht werden. Im Gegensatz dazu blie-
ben die Umsatzsteuer-Einnahmen auch 2009 relativ
konstant. Die Einnahmen aus der Umsatzsteuer zei-
gen seit 2008 eine stabile positive Entwicklung und
stutzen den Staatshaushalt.

Die gesamten Einnahmen aus den direkten Steuern
(Einkommensteuer, Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer,
Korperschaftsteuer) erreichten erst 2012 wieder das
Niveau von 2008. Mittlerweile werden bei fast allen
Steuern wieder Zuwachse ausgewiesen, nur bei der
Kapitalertragsteuer ist ein deutlicher Riickgang von

31% zu beobachten; damit geht allerdings auch die ge-
nerelle Entwicklung der letzten Jahre in Richtung ei-
nes deutlich niedrigeren Zinsniveaus (z.B. auf Spargut-

haben) einher.

Mittlerweile wurden - aufler bei der Kapitalertrag-
steuer und bei der Kdrperschaftsteuer - bei allen di-
rekten Steuern im Vergleich zu 2008 Zuwachse tiber 10
Prozent erzielt. Das starkste Einnahmen-Plus zwi-
schen 2008 und 2013 ist mit 15% bei der Lohnsteuer
festzustellen. Daruiber steigen die Gesamteinnahmen
bei der Sozialversicherung im selben Zeitraum konti-
nuierlich um insgesamt tiber 20%; anders als bei den
Steuerleistungen waren hier in keinem Jahr Einnah-

menrickgange zu bewaltigen.

Anderung der Steuer- und Sozialversicherungseinnahmen (Jahresvergleich), in Mio. EUR

Veranderun
2008 2009 2012 2013 et o/f

direkte Steuern? 33.826 29.463 34.169 36.454 +7,8%
darunteru.a.:

veranlagte Einkommensteuer 2.742 2.605 2.602 3.120 +13,8%

Lohnsteuer 21.308 19.898 23.392 24.597 +15,4%

Kapitalertragsteuer 3.750 3.015 2.512 2.590 -30,9%

Korperschaftsteuer 5.934 3.834 5.327 6.018 +1,4%
Umsatzsteuer 21.853 21.628 24.602 24.867 +13,8%
andere Steuern 12.849 12.223 14.382 15.049 +17,1%
Bruttoeinnahmen 68.528 63.314 73.153 76.370 +11,4%
Gesamteinnahmen Sozialversicherung 45.330 47.445 52.579 54.594 +20,4%

Quellen: BMF, Hauptverband der dsterreichischen Sozialversicherungstréger

Y veranlagte Einkommensteuer, Lohnsteuer, Kapitalertragsteuern, EU-Quellensteuer, Kérperschaftsteuer



15. OSTERREICH SECHS JAHRE NACH KRISENBEGINN: SOZIALE ENTWICKLUNGEN




	SOZIALBERICHT 2013–2014
	15. Österreich sechs Jahre nach Krisenbeginn: Soziale Entwicklungen
	15.1 Ausgangspunkt: Anhaltend schwierige Wirtschaftslage in Europa
	15.2 Steigende Arbeitslosigkeit bei gleichzeitigem Beschäftigungswachstum
	15.2.1 Fortgesetzte Zunahme der Arbeitslosigkeit
	15.2.2 Veränderte Qualität der steigenden Beschäftigung 
	15.2.3 Trotz Krise: Weiterer Anstieg der Frauenerwerbsbeteiligung

	15.3 Verhaltene Einkommensentwicklung seit 2008
	15.3.1 Unternehmens- und Vermögenseinkommen: Krise unterbricht Anstieg
	15.3.2 Höhere Steuer- und Sozialabgabenbelastung unselbstständiger Einkommen
	15.3.3 Teilzeit und Arbeitslosigkeit: Zuwachs niedriger individueller Einkommen
	15.3.4 Geschlechtsspezifischer Einkommensunterschied hoch und rückläufig
	15.3.5 Steigende Pro-Kopf-Haushaltsnettoeinkommen in Österreich
	15.3.6 Unterdurchschnittliche Einkommensungleichheit
	15.3.7 Antizyklischer Verlauf bei Produktivität und Lohnkostenentwicklung
	15.3.8 Kontinuierliche Zunahme von Zahlungsstörungen bei Privatkrediten

	15.4 Der Sozialstaat als Krisenfeuerwehr: Wirkung der Sozialleistungen
	15.4.1 Keine Zunahme bei Armutsgefährdung und sozialer Ausgrenzung
	15.4.2 BezieherInnen von Arbeitslosenversicherungsleistungen steigend
	15.4.3 Ausbau der Förderungen und Beihilfen des Arbeitsmarktservice
	15.4.4 Gesicherte Lohn- und Gehaltsansprüche nach Insolvenzen
	15.4.5 Steigende Bedeutung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung (BMS)
	15.4.6 Folgen der Krise für die Finanzierung der sozialen Sicherheit




